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A. Bericht des Abgeordneten Barlage: 


Die Bundesregierung hat dem Bundestag die 
Entwürfe der Gesetze über die Abkommen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik 
Österreich vom 4. Oktober 1954 zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung 

a) auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen sowie der Gewerbesteuern 
und der Grundsteuern und 

b) auf dem Gebiete der Erbschaftsteuern 
(Drucksache 1218) 

vorgelegt. Da die Verträge sich auf Gegenstände 
der Bundesgesetzgebung beziehen, ist nach Art. 59 
Abs. 2 GG in Verbindung mit Art. 105 Abs. 3 GG 
die Zustimmung des Bundestages und des Bundes- 
rates zu den getroffenen Vereinbarungen erforder- 
lich. Die Abkommen sind in Österreich bereits 
vom Parlament gebilligt worden. 

Die deutsche und die österreichische Regierung 
stimmten darin überein, die bisher angewendeten 
Doppelbesteuerungsverträge zwischen den beiden 
Staaten — den allgemeinen Doppelbesteuerungs- 
vertrag zwischen dem Deutschen Reich und der 
Republik Österreich vom 23. Mai 1922 (RGBL 1923 
II S. 90), das Zusatzabkommen zu diesem Vertrag 
vom 11. September 1937 (RGBl. 1938 II S. 81) und 
den Vertrag auf dem Gebiete der Abgaben von 
Todes wegen vom 28. Mai 1922 (RGBl. 1923 II 
S. 98) — durch neue Abkommen zu ersetzen, weil 
die bisherigen Regelungen zum großen Teil durch 


die Weiterentwicklung des Doppelbesteuerungs- 
rechts überholt sind. Auf der Grundlage der von 
deutscher Seite ausgearbeiteten Entwürfe wurden 
Verhandlungen über die ' neuen Abkommen 
zwischen einer deutschen und einer österreichischen 
Delegation im Februar 1954 in München, im Juni 
1954 in Wien und Anfang Oktober 1954 in Bonn 
geführt. Es erschien zweckmäßig und der früheren 
deutschen Vertragspraxis entsprechend, je ein ge- 
sondertes Abkommen für die Steuern vom Ein- 
kommen und vom Vermögen sowie die Gewerbe- 
steuern und die Grundsteuern einerseits und die 
Erbschaftsteuern andererseits zu schließen. 

a) Abkommen auf dem Gebiete der Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen sowie der Ge- 
werbesteuern und der Grundsteuern 

Wegen der großen Ähnlichkeit des deutschen 
und des österreichischen Steuerrechts erschienen 
die Doppelbesteuerungsabkommen mit Österreich 
besonders geeignet, einen dem deutschen Recht ent- 
sprechenden modernen Vertragstyp zu entwickeln, 
der sowohl die Erfahrungen der Vertragspraxis 
des früheren Deutschen Reiches als auch — soweit 
erforderlich — die der Vertragsverhandlungen mit 
den Vereinigten Staaten von Amerika (s. Druck- 
sachen 894 und 953) und mit Großbritannien 
(s. Drucksachen 1004 und 1236) berücksichtigt. Es 
wird angestrebt, dieses Vertragsmuster möglichst 
auch den mit anderen europäischen Staaten zu 
schließenden Doppelbesteuerungsabkommen zu- 
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gründe zu legen, um auf diese Weise das Doppel- 
besteuerungsrecht wieder einheitlicher und damit 
auch übersichtlicher zu gestalten. Dieses Bestreben 
deckt sich mit dem von dem Rat der OEEC ver- 
tretenen Ziel, innerhalb der europäischen Staaten 
möglichst zu einem einheitlichen Vertragstyp zu 
gelangen. 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, daß 
die Methode der Zu- und Aufteilung der Steuer- 
güter zur Vermeidung einer möglichen Doppelbe- 
steuerung (Art. 15) und die Gliederung in das 
eigentliche Abkommen und das Schlußprotokoll 
der Vertragspraxis des früheren Deutschen Reiches 
entsprechen. Dem Wohnsitzstaat bleibt das Recht 
Vorbehalten, die Steuer aus den ihm zur Besteue- 
rung überlassenen Einkünften oder Vermögens- 
teilen nach dem Steuersatz für das Gesamteinkom- 
men und Gesamtvermögen zu berechnen. 

Durch die Ausdehnung des persönlichen Gel- 
tungsbereiches des Abkommens auf alle natür- 
lichen und juristischen Personen mit Wohnsitz 
bzw. Geschäftsleitung in einem der beiden oder 
in beiden Vertragstaaten folgt das vorliegende Ab- 
kommen, wie bereits die mit den Vereinigten Staa- 
ten von Nordamerika und Großbritannien geschlos- 
senen Abkommen, der allgemeinen Entwicklung 
des Rechts der internationalen Doppelbesteuerung. 
Diese Regelung stellt eine der wesentlichsten Ab- 
weichungen gegenüber dem Vertrage von 1922 dar, 
der nur für Staatsangehörige der beiden Vertrag- 
staaten gilt. Dem Wohnsitzbegriff, der in dem Ab- 
kommen verwendet wird, kommt besondere Be- 
deutung zu; er ist deshalb in Art. 1 und im Schluß- 
protokoll zu Art. 1 näher erläutert. 

In seinem sachlichen Anwendungsbereich folgt 
das Abkommen im wesentlichen dem Vertrag von 
1922; es erfaßt die Steuern vom Einkommen — das 
sind in der Bundesrepublik die Einkommensteuer, 
die Körperschaftsteuer und das Notopfer Berlin; 
in Österreich die Einkommensteuer, die Körper- 
schaftsteuer, die Beiträge vom Einkommen zur 
Förderung des Wohnbaues und für Zwecke des 
Familienlastenausgleichs und die Aufsichtsratsab- 
gabe — sowie die Vermögensteuer, die Gewerbe- 
steuer und die Grundsteuer. Das Abkommen soll 
für die genannten Steuern, soweit sie für die Zeit 
vom 1. Januar 1955 an erhoben werden, an die 
Stelle des Vertrages von 1922 treten. Auf einmalige 
Steuern vom Vermögen oder Vermögenszuwachs, 
die nach dem 1. Januar 1955 eingeführt werden, 
ist das Abkommen nicht anzuwenden. Für die frü- 
her eingeführten einmaligen Steuern vom Ver- 
mögen oder Vermögenszuwachs — das sind die 
deutschen Lastenausgleichsabgaben und die Öster- 
reichischen Vermögensabgaben — gilt im Hinblick 
auf die frühere Entstehung dieser Abgabeschuld in 
diesen Fällen der Vertrag von 1922. 

Der örtliche Anwendungsbereich des Abkommens 
schließt das Land Berlin ein. 

Das Abkommen enthält in den Art. 3 bis 13 die 
Zuteilungsnormen für die Besteuerung der Ein- 


künfte. Art. 14, der für die Besteuerung des Ver- 
mögens gilt, folgt im wesentlichen den für die Be- 
steuerung der Einkünfte getroffenen Regelungen. 
Eine kurzgefaßte Übersicht über die wichtigsten 
Neuerungen des Abkommens darf sich also auf die 
Behandlung der Einkünfte beschränken. Die Vor- 
schriften sind auf die Gewerbesteuer und die 
Grundsteuer entsprechend anzuwenden. 

Bei den Einkünften aus unbeweglichem Ver- 
mögen ist gegenüber dem Vertrage von 1922 her- 
vorzuheben, daß Einkünfte aus Hypothekenforde- 
rungen nicht mehr im Wohnsitzstaate des Empfän- 
gers besteuert werden, sondern in dem Staat, in 
dem das belastete Grundstück liegt. 

Die Regelungen für die Besteuerung der Ein- 
künfte aus gewerblichen Unternehmen sind in den 
Art. 4 bis 6 enthalten. Die Besteuerung richtet sich 
nach dem Betriebstättengrundsatz, der nur bei 
Unternehmen der Seeschiffahrt, der Binnenschiff- 
fahrt und der Luftfahrt sowie bei gewissen Eisen- 
bahnunternehmen zugunsten des Orts der Leitung 
durchbrochen ist. Die Vorschriften über Betrieb- 
stätten sind gegenüber dem früheren Vertrage we- 
sentlich ergänzt und zum Teil geändert; nach der 
neuen Regelung gelten reine Einkaufstellen nicht 
mehr als Betriebstätten. Vorschriften zur Verhin- 
derung unzulässiger Gewinnverlagerungen zwi- 
schen Betriebstätten sowie zwischen rechtlich selb- 
ständigen, aber wirtschaftlich voneinander oder 
von einer dritten Person abhängigen Unternehmen 
sind aus der anglo- amerikanischen Vertragspraxis 
übernommen worden. 

Es wurde für erforderlich gehalten, die Ein- 
künfte aus der Veräußerung einer wesentlichen Be- 
teiligung besonders zu regeln (Art. 7), um Zweifel 
über ihre Behandlung auszuschließen. Danach wer- 
den diese Einkünfte im Wohnsitzstaat des Emp- 
fängers, wenn sie jedoch durch eine in dem ande- 
ren Staat befindliche Betriebstätte erzielt werden, 
in dem anderen Staat besteuert. 

Abweichend von dem Vertrag von 1922 werden 
Einkünfte aus selbständiger und nichtselbständiger 
Arbeit grundsätzlich in dem Staate besteuert, in 
dem die Tätigkeit ausgeübt wird. Der Wohnsitz- 
staat behält das Besteuerungsrecht aber für einige 
Einkünfte aus freiberuflicher Tätigkeit, die in dem 
anderen Staat ohne festen Mittelpunkt ausgeübt 
wird, sowie unter bestimmten Voraussetzungen für 
Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit der Grenz- 
gänger und der Personen, die sich nur vorüber- 
gehend in dem anderen Staat aufhalten. 

Der Besteuerungsvorbehalt des Quellenstaates 
für Bezüge, die von ihm oder von einer Körper- 
schaft des öffentlichen Rechts dieses Staates für 
Dienstleistungen gewährt werden, ist auf Bezüge 
ausgedehnt worden, die aus der Sozialversicherung 
oder aus Öffentlichen Mitteln an Kriegsbeschädigte 
und politisch Verfolgte gezahlt werden, um eine 
Besteuerung im Wohnsitzstaat für Bezüge zu ver- 
hindern, die im Quellenstaat steuerbefreit sein 
können. 
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Bei den Einkünften aus beweglichem Kapital- 
vermögen, zu denen — anders als in dem Vertrage 
von 1922 — auch die Einkünfte aus einer Beteili- 
gung an einer Gesellschaft mit beschränkter Haf- 
tung zu zählen sind, wird abweichend von der 
sonst in dem Abkommen angewandten Methode 
die Doppelbesteuerung durch Anrechnung der 
Quellenabzugsteuern auf die im Wohnsitzstaate 
des Empfängers auf diese Einkünfte erhobene 
Steuer vermieden; in einigen Ausnahmefällen ist 
auch die Erstattung der Steuern im Quellenstaat 
vorgesehen. Diese Anrechnung ausländischer Steu- 
ern auf inländische Steuern ist im deutschen 
Steuerrecht neu; die getroffene Regelung erwies 
sich aber als notwendig, da einerseits der Quellen- 
staat nicht auf den Steuerabzug verzichten kann, 
andererseits aber auch die nach früheren Doppel- 
besteuerungsabkommen zulässige Doppelbesteue- 
rung durch die Steuer des Wohnsitzstaates und den 
Steuerabzug an der Quelle vermieden werden 
sollte. 

Entsprechend der Übung des modernen Vertrags- 
rechts wurde eine besondere Vorschrift über die 
Behandlung der Lizenzgebühren in das Abkommen 
aufgenommen. Danach werden diese Einkünfte 
regelmäßig im Wohnsitzstaat des Empfängers, 
wenn sie jedoch durch eine in dem anderen Staat 
befindliche Betriebstätte erzielt sind, in dem ande- 
ren Staat besteuert. 

Für alle Einkünfte, die aus dem anderen Staat 
stammen und für die in dem Abkommen keine be- 
sondere Regelung getroffen ist, sowie für alle Ein- 
künfte aus dritten Staaten hat der Wohnsitzstaat 
das Besteuerungsrecht (Art. 13). Hat eine Person in 
beiden Staaten einen Wohnsitz, so ist der Wohn- 
sitz maßgebend, zu dem die stärksten persön- 
lichen und wirtschaftlichen Beziehungen bestehen. 
Gegebenenfalls muß in diesem Fall eine Regelung 
durch das Verständigungsverfahren getroffen wer- 
den. 


In weiteren Vorschriften des Abkommens wer- 
den die Besteuerung der diplomatischen, konsula- 
rischen usw. Vertreter jedes der Vertragstaaten 
sowie der im Dienste der Zoll- und Eisenbahnver- 
waltungen oder im Grenzpolizeidienst der Vertrag- 
staaten stehenden Personen geregelt. Ferner ent- 
hält das Abkommen Vereinbarungen über das Ver- 
ständigungsverfahren und gegenseitige Rechtshilfe. 

Das Abkommen tritt, beginnend mit dem Tage 
des Austausches der Ratifikationsurkunden, auf 
unbestimmte Zeit in Kraft. Die Kündigungsfrist 
beträgt drei Monate vor Ablauf eines Kalender- 
jahres. 

b) Abkommen auf dem Gebiete der Erbschaft- 
steuern 

Das Abkommen soll vom Tage des Austausches 
der Ratifikationsurkunden ab den jetzt geltenden 
Doppelbesteuerungsvertrag auf dem Gebiete der 
Abgaben von Todes wegen vom 28. Mai 1922 er- 
setzen. Es ist soweit wie möglich dem allgemeinen 
Doppelbesteuerungsabkommen angepaßt. 

Sein Anwendungsbereich ist gegenüber dem Ver- 
trage von 1922 ebenfalls erweitert; das Abkommen 
gilt nicht nur für Nachlaß vermögen von Staats- 
angehörigen der Vertragstaaten, sondern für Nach- 
laßvermögen aller Personen, die zur Zeit ihres 
Todes ihren Wohnsitz in einem der beiden oder in 
beiden Vertragstaaten hatten. 

Der neueren Entwicklung des Doppelbesteue- 
rungsrechtes entsprechend wurde eine besondere 
Vorschrift für die Besteuerung des Betriebsver- 
mögens auf genommen (Art. 4); der Vertrag von 
1922 enthält keine Vorschrift dieser Art. 

Bonn, den 26. April 1955 

Barlage 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses; 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1218 — unver- 
ändert nach der Vorlage anzunehmen. 

Bonn, den 26. April 1955 

Der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen 

Dr. Wellhausen Barlage 

Vorsitzender Berichterstatter 
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